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Nach Einblicken in die Produktbereiche und die bis dato erarbeiteten Geschäfts-

felder des Amtes sollen über das bisher Geleistete hinaus noch einige Überle-

gungen zu den potenziellen Arbeitsfeldern des Amtes angestellt werden, wobei 

weniger das „Wünschbare“ als vielmehr strukturelle Erfordernisse und Zusam-

menhänge im Vordergrund stehen. 

 

Herausforderungen und Anforderungen an eine zukunftsfähige Stadt lassen sich 

- grobskizziert - auf drei verschiedenen Ebenen identifizieren: 

► gesamtgesellschaftliche Entwicklung, 

► kommunale Konstellation und 

► administrative respektive amtsspezifische Situation. 

 Gesamtgesellschaftliche Ebene 

Aus der Tatsache, dass sich der gesellschaftliche Strukturwandel immer rascher 

vollzieht und sich mit seinen Umbrüchen vor allem in den Städten manifestiert, 

erlangt die Verfolgung gesellschaftlicher Entwicklungen und Trends zunehmende 

Bedeutung. Bei der Verfolgung und Analyse der gesellschaftlichen Wandlungs-

prozesse geht es zum einen um die Einschätzung des lokalen Stellenwertes und 

zum anderen um die möglichen Auswirkungen auf die städtischen Lebensbedin-

gungen und -lagen der Bevölkerung. 

 

Der kommunalen Politik, verstanden als vorausschauendes 

Handeln für das Wohl von Bürger und Gemeinde, muss 

deshalb Wissen zur Verfügung gestellt wer-

den. Mit diesen Kenntnissen können Problem-

lagen frühzeitig erkannt werden, wodurch 

wiederum Problemlösungs- oder Handlungs-

strategien rechtzeitig diskutiert und erarbeitet 

werden können. 

 

Der Stadtforschung kommt mit dieser Aufgabe 

eine gewisse Früherkennungs- und vielleicht 

auch eine Frühwarnfunktion zu.  

 

Herausforderungen und zukünftige Arbeitsfelder 

 
 
 
 
wie wir 
GEBURT  LERNEN  ARBEIT 
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LIEBE   WOHLSTAND   POLITIK 
unsere zuku 
KRIEG   UND   KATASTROPHEN  
beginnt jetzt 
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Mit der Bereitstellung von Wissen über gesellschaftliche Entwicklungen und 

Trends und ihren potenziellen lokalen Auswirkungen lässt sich die Aufgabe auch 

als ► strategische Steuerungsunterstützung verstehen. Der Ausbau dieses Ar-

beitsfeldes enthält erhebliche entwicklungsfähige Potenziale für die Stadt-

forschung.  

 

 
 

Neben den Trends der Globalisierung der Wirtschaft, der interkulturellen Le-

benswelten oder der Bildungskrise zählt der ► demographische Wandel zu den 

großen Herausforderungen für Kommune und Kommunalpolitik. Es kann mit Fug 

und Recht behauptet werden, dass der demographische Wandel als eine der 

zentralen Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung zu charakterisieren ist, weil 

er nahezu alle Felder der kommunalen Politik (meist intensiv) berührt.  

 

Sektorale Ansätze und Strategien helfen hier nicht mehr weiter. Eine Art ► integ-

rierende Stadtentwicklungsplanung ist notwendig, um die unterschiedlichen 

quantitativen, qualitativen und teilräumlichen Aspekte des demographischen 

Wandels zusammenzuführen. Es ist das Ziel, die Vielfalt der Anstrengungen zu 

einer konsistenten kommunalen Strategie zu bündeln, die auch die ökonomi-

schen Trends der Globalisierung und Tertiärisierung berücksichtigen muss.  

 

 

Auf der Agenda stehen Fragen wie … 

► Welche gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen zeichnen sich ab? 

► Welche Veränderungen und Umbrüche sind zu erwarten? 

► Wie wirken oder wie könnten sich diese Veränderungen auf Wiesbaden auswirken? 

► Was sind die Stärken und Schwächen der Landeshauptstadt? 

► Wie positioniert sich Wiesbaden in der Region? 

► Wie schneidet Wiesbaden im Städtevergleich ab? 

► Gibt es Tendenzen zunehmender sozialer Ungleichheit in der Stadt? 

► Wo steht Wiesbaden? (Lagebericht zur Stadtentwicklung) 

Strategische Steuerungsunterstützung 
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Bei den knappen kommunalen Ressourcen kann nur so eine effektive Prioritäten-

setzung auch für zukunftsfähige und demographieresistente Ziele und Projekte 

der Stadtentwicklung gewährleistet werden. 

 

Da das Thema ► Demographie keine sektorale Abkapselung verträgt, ist eine 

eindeutig administrative Verortung dieser Querschnittsaufgabe im Querschnitts-

bereich Statistik und Stadtforschung durchaus sinnvoll und mit der Entwicklung 

eines integrierten Handlungskonzeptes zum demographischen Wandel ein weite-

res strategisches Geschäftsfeld des Amtes eröffnet. 

 

Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik, Prof. Dr. Mäding
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Bereits seit einigen Jahren stellen gewisse Teilbereiche des demographischen 

Wandels ein Arbeitsfeld des Amtes dar. So wurde/n … 

► Vorausberechnungen zur  … 

- gesamtstädtischen Bevölkerungs- 

  entwicklung und zur  

- zukünftigen Haushaltsstruktur angestellt. 

► Thesen zu den Folgen des demogra-

phischen Wandels in den verschiedenen 

städtischen Daseinsbereichen entwickelt 

und „Discussion Papers“ erstellt. 

► die (zukünftige) Lebenslage älterer Men-

schen analysiert. 

► den regionalen Wanderungsverflech-

tungen als eine politische Einflussgröße 

im Rahmen demographischer Prozesse 

nachgegangen, wobei die Suburbani-

sierungsverläufe im Vordergrund standen.  

► ein Monitoring zum demographischen 

Wandel in Wiesbaden erarbeitet um - vor 

dem vermeintlich geringen demogra-

phischen Problemdruck Wiesbadens - 

Verwaltung und Politik zu sensibilisieren. 

 

Diese Teilbeiträge zum demographischen Wandel werden fortgeführt und vertieft, 

wobei die „prognostischen“ demographischen Ansätze in regelmäßigen Abstän-

den an der realen Entwicklung abzugleichen sind und in die neuen Vorausbe-

rechnungen Eingang finden werden. Damit soll auch der Demographietypus 

Wiesbadens geschärft werden. Nach den bisherigen Erkenntnissen gehen für 

eine Stadt wie Wiesbaden die größeren Herausforderungen von der Heterogeni-

sierung als von der Alterung aus. 
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 Kommunale Ebene 

Herausforderungen, die sich direkt an die kommunale Selbstverwaltung richten, 

sind mit zwei widersprüchlichen Modernisierungstrends beschrieben: 

► einem Partizipationstrend und  

► einem Ökonomisierungstrend. 

 

Der Veränderungsdruck, der sich mit dem ► Modernisierungsstrang Partizipation 

verbinden lässt, führte auf kommunaler Ebene zu den unterschiedlichsten For-

men und Inhalten bürgerschaftlicher Einflussnahme auf politische wie administra-

tive Entscheidungsprozesse.  

 

Neben direktdemokratischen institutionalisierten Beteiligungsformen (wie die Ein-

führung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid oder die Direktwahl hauptamt-

licher Bürgermeister) traten verstärkt kooperative Demokratieelemente (bei-

spielsweise Mitwirkung von Teilen der Bevölkerung an der Erarbeitung eines 

städtischen Leitbildes oder Initiativen zur Stärkung des ehrenamtlichen Engage-

ments). Im Zuge der Verwaltungsmodernisierung erfolgte eine stärkere Bürger-

orientierung. Der Bürger wurde als „Kunde“ entdeckt. 

 

Diese kommunalen Umstrukturierungsprozesse fanden ihren Niederschlag in den 

Themenfeldern des Amtes und natürlich auch im Geschäftsfeld ► Wahlen. Dem-

entsprechend sind für Politik und Verwaltung u. a. erarbeitet worden:  

► ein Handbuch über Methoden, Instrumente und Ver-

fahren der Bürgerbeteiligung, 

► eine Studie Bereiche und Formen bürgerschaftlichen 

Engagements, 

► ein Kriterienkatalog, was eine „bürgerorientierte“ und 

„bürgerfreundliche“ Administration ausmacht, 

► Ergebnisse zur Bürgerfreundlichkeit der Wiesbade-

ner Stadtverwaltung und 

► Studien zu Kundenzufriedenheit und Kundenwün-

schen verschiedener städtischer Verwaltungsein-

richtungen und Veranstaltungen. 

 

Viele dieser Orientierungs- und Entscheidungsgrundlagen basieren auf ► kom-

munaler Umfrageforschung, die als eine Methode der empirischen Sozialfor-

schung verschiedene Zielsetzungen verfolgen kann. Neben der Ergänzung von 

sekundärstatistischem Grundlagenmaterial steht die Dauerbeobachtung als Bei-

trag einer kontinuierlichen lokalen sozialgerichteten Berichterstattung im Vorder-

grund. Darüber hinaus kann kommunale Umfrageforschung auch eine Vermitt-



70 1907 - 2007 
 

Amt für Wahlen, Statistik und Stadtforschung, WIESBADEN 

 
 

lungsfunktion der lokalen Bürgermeinung für den demokratischen Dialog ein-

nehmen. Denn in der Erkundung des Bürgerwillens und der Bürgerkritik setzt die 

kommunale Umfrageforschung neue Dialogformen zwischen Bürgerschaft und 

Stadtakteuren in Gang. Mit der Meinungsvermittlung erfüllt die kommunale Um-

frageforschung auch Aufgaben der Partizipation der Bürger an der Planung; und 

dies auf einer anderen Basis, als das bei Bürgerinitiativen oder anderen interes-

senbezogenen Einzel- oder Gruppenmeinungen gegeben ist. Die kommunale 

Umfrageforschung bietet daher, im Gegensatz zu Bür-

gerinitiativen, die Gewähr, dass jeder Bürger im Prinzip 

die gleiche Chance hat, seine Meinung in den Kommuni-

kationsprozess einzubringen. Denn die Repräsentativität 

der erhobenen Daten sichert, dass alle sozialen Gruppen 

entsprechend ihrer Stärke zu Wort kommen, sich also 

nicht die aktivsten Gruppierungen am stärksten Gehör 

verschaffen können. Aber nicht nur die Überrepräsentie-

rung bestimmter Bevölkerungsgruppen bei der Artikulation ihrer Bedürfnisse und 

Präferenzen wird verhindert, die kommunale Umfrageforschung kann auch den 

Stummen in der Stadt zur Sprache verhelfen. Für die Politik sollte von Interesse 

sein, bei der Flut von (Einzel-)Meinungen, Wünschen und Erwartungen, die auf 

sie eindringen und unsystematisch und interessenbezogen sind, einen metho-

disch abgesicherten Überblick über die tatsächlich in der Bürgerschaft vorhande-

nen Erwartungen, Einstellungen und Verhaltensweisen zu erhalten.  

 

Im Kontext der Verwaltungsmodernisierung ist die Umfrageforschung Teil kom-

munaler Marktforschung, die den Bürger als Nutzer und Kunden von Verwal-

tungsleistungen und Angeboten begreift und deshalb Verwaltungsoutputs in den 

Mittelpunkt der Analyse stellt. 

 

In Anbetracht der zunehmenden Städtekonkurrenz um Unternehmen, Einwohner 

und auch Touristen aufgrund von Globalisierung und demographischem Wandel 

wird sich das Geschäftsfeld ► Umfrageforschung sehr viel systematischer als 

bisher als kommunale Marktforschung gerieren, denn die Wünsche und Bedarfe 

einzelner Zielgruppen stehen im Vordergrund. 

 

Die Notwendigkeit der Standortprofilierung insbesondere über „weiche“ Standort-

faktoren lässt die Image- (Eigen und Fremd), aber auch die Wanderungsfor-

schung wieder beleben. Und da die urbane Lebensqualität ein entscheidender 

Faktor im Wettbewerb um hochqualifizierte Arbeitskräfte ist, ist auch eine Revita-

lisierung der Umfrage zur Stadtentwicklung sinnvoll. Sie stellt einen Umfragean-

satz dar, der auf Anspruchshaltungen und Zukunftserwartungen der Bürger zielt 

und die städtischen Lebensbereiche und -bedingungen dem Urteil der Bevölke-
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rung unterzieht. Ein zusätzliches Gewicht erhält dieser Untersuchungsansatz 

durch den demographischen Wandel, denn über kurz oder lang wird auch in 

Wiesbaden der Wettbewerb um die Einwohnerschaft beginnen. Ihre eigentliche 

Qualität erhalten solche Erhebungen, wenn sie in zeitlich regelmäßigen Abstän-

den und querschnittsorientiert (Mehrthemenansatz) durchgeführt werden.  

 

Insgesamt gesehen hat der Trend zur Partizipation für die kommunale Selbstver-

waltung unterschiedliche Folgen hervorgebracht. Der Wandel der Problemland-

schaft und die damit verbundenen Anforderungen werden u. a. auch einen Funk-

tionswandel der Umfrageforschung mit sich bringen. 

 

Der ► Modernisierungsstrang 

Ökonomisierung kommunaler 

Strukturen zeigt sich neben der 

Privatisierung kommunaler 

Dienstleistungen und dem (ver-

stärkten) Aufkommen von Pub-

lic Private Partnership (PPP) 

vor allem in der „Manageriali-

sierung“ der Kommunalverwal-

tung. Damit ist das betriebswirt-

schaftliche Gedankengut, sind 

die Denk- und Managementver-

fahren der Unternehmensfüh-

rung gemeint, die in den letzten 

Jahren verstärkt durch die Ver-

waltungsreform in die öffentli-

che Verwaltung Eingang fan-

den. Auch vor dem Hintergrund 

der kommunalen Finanzkrise erschienen neue Ansätze für eine vorausschauen-

de Stadtentwicklungspolitik erforderlich. Effektivität, Effizienz und insbesondere 

der Steuerungsgedanke traten in den Vordergrund. Von einem neuen Steue-

rungsmodell (NSM) war die Rede, bei dem Zielbildung und Zielvorgabe eine we-

sentliche Rolle spielen. Neben klarer Zielsetzung lassen sich Steuerungsabsich-

ten aber nur auf einer fundierten Informationsgrundlage realisieren. 

 

Die Stunde des Berichtswesens, der Beobachtung von Entwicklungen war ge-

kommen und erlebt in Form von ► Monitoringsystemen eine Renaissance. Durch 

die Erfassung, Darstellung und Interpretation von Entwicklungstrends und 

-zuständen sollen planerische und politische Prozesse sowie Entscheidungen be-

gleitet und fundiert werden. Von diesem Steuerungsbestreben blieben auch die 
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Arbeiten und Aufgabenstellungen des Amtes nicht unberührt und fanden ihren 

Niederschlag in mehreren Monitoringansätzen. Aufgrund der Genese sind sie 

eher sektoral angelegt und thematisch breit gestreut. 

 

Die bisher erarbeiteten Montorings: 

► zur sozialen Siedlungsentwicklung, 

► zur Integration von Migranten, 

► zum demographischen Wandel, 

► zum Wohnungsmarkt,  

► zur Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsentwicklung und 

► zur Bildungsbeteiligung 

nehmen auch unterschiedliche Funktionen wahr. 

Monitoring 
Siedlungsentwicklung

Objektivierungs-
funktion

Monitoring
demographischer 
Wandel

Sensiblisierungs-
funktion

Monitorings:
- Integration v. Migranten
- Bildungsbeteiligung

(Strat.)Controlling-
funktion

Evaluations-
funktion

Monitoring
Wohnungsmarkt

Frühwarn-
funktion

Informations-
funktion

Monitoring
Arbeitsmarkt

Steuerungsintensität

Funktionale Zuordnung der Monitoringansätze

 

Prinzipiell lassen sich beim Monitoring mehrere Schlüsselfunktionen unterschei-

den: 

► Informationsfunktion, 

► Objektivierungsfunktion, 

► Sensibilisierungsfunktion, 

► Frühwarnfunktion, 

► Controllingfunktion und 

► Evaluationsfunktion. 
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Ein Monitoring ist damit eine „Vielzweckeinrichtung“, die unterschiedliche Funkti-

onen erfüllen kann und dies macht auch den Bedeutungszuwachs dieser Be-

richtsmethode aus.  

 

Mit Blick auf die Schlüsselfunktionen bzw. die Steuerungsintensität stehen die 

Monitoringansätze des Amtes eher am Anfang der Wirkungskette. Will man bei 

dieser Berichtsform bleiben - und einiges spricht dafür (die Anforderungen an die 

kommunalen Entscheidungsträger wachsen) - dann sind diese Weiterentwicklun-

gen möglich:  

► eine Ergänzung der sektoralen Monitoringansätze um weitere Ansätze, 

► die Schaffung eines Monitoringsystems und 

► eine Funktionserweiterung bzw. Funktionsschärfung der Monitorings. 

Die in den drei Entwicklungslinien enthaltenen Potentiale und Schwachstellen 

sollen im Folgenden kurz skizziert werden. 

 

Eine Ergänzung der sektoralen Monitoringansätze heißt in diesem Fall:  

Neben die bisher erarbeiteten Ansätze treten in „lockerem“ Verbund weitere the-

matische Monitorings. Der Vorteil dieser Vorge-

hensweise liegt in der Möglichkeit, die spezifischen 

Informations- und Steuerungsbedürfnisse einzelner 

Akteure passgenau zu befriedigen. Monitoring 

nimmt damit den Charakter eines Werkzeugkastens 

an. Ein Nachteil dieser Vorgehensweise könnte in der stark sektoralen Ausrich-

tung liegen und in der Überschneidung bestimmter Beobachtungsinhalte und 

damit in der Doppelerfassung von Indikatoren.  

 

Ein ganzheitlicher Ansatz zur Schaffung eines ► Monitoringsystems wäre mit 

einem modularen Aufbau gegeben. Ein solches modulares System setzt sich aus 

einem Grundmodul und weiteren thematischen Ein-

zelmodulen zusammen, die in sich gekoppelt sind. 

Das Grundmodul könnte der Stadtpolitik einen  

Überblick über wichtige Entwicklungen in den Da-

seinsbereichen liefern (Stadtentwicklungsmonito-

ring), während thematische Module das Grundmodul durch Detailinformationen 

zur Entwicklung in den verschiedenen Lebensbereichen vertiefen und ergänzen. 

Der Vorteil dieser Ausrichtung liegt in der systematischen Vorgehensweise, ein 

Nachteil in der möglicherweise geringen Steuerungsfähigkeit der Einzelmodule. 

 

Eine weitere Ausbaumöglichkeit liegt in der Funktionsschärfung der Monitoring-

ansätze. Über die Primärfunktionen hinaus soll ein Monitoring in der Praxis - und 

darin besteht u. a. auch der Bedeutungszuwachs dieser Berichtsmethode – Cont-

M M M 
 

+  +  1 2 3 

M2 

M1 
Grundmodul 
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rolling- und Evaluationsfunktion wahrnehmen. Um diesen Anspruch erfüllen zu 

können, sind nicht nur klar definierte Zielvorgaben 

vonnöten, sondern auch Ziele, die in ihrer Imple-

mentierung messbar sind. Nur so sind Überwachung 

und Überprüfung, sind Zielerreichungs- oder Wir-

kungskontrollen möglich.  

 

 

Welche Weiterentwicklung und Ausrichtung die Monitorings haben werden, hängt 

in starkem Maße davon ab, welche Führungs- und / oder Steuerungsphilosophie 

die politisch-administrative Elite vertritt. 

 

Ob das von Experten vorhergesagte Muss zur interkommunalen Zusammenarbeit 

Wirklichkeit werden wird, ist schwer abzuschätzen. Hinter diesem „Zusammen-

schluss“ steht die Vorstellung, dass Aufgaben durch überörtliche Konzepte und 

Abstimmungen erfolgreicher und wirtschaftlicher wahrgenommen werden können 

und vorhandene Potenziale zum Vorteil aller beteiligten Kommunen gebündelt, 

administrative und wirtschaftliche Vorteile genutzt und Professionalität erhöht 

werden können.  

 

Eine solche Kooperation pflegt das Amt schon seit Jahren mit den verschiedenen 

Fachämtern und Dezernaten der Verwaltung. Auch mit externen Institutionen wie 

Deutscher Städtetag, Verband Deutscher Städtestatistiker oder Bundesamt für 

Bauwesen und Raumordnung werden Aufgaben gemeinsam angegangen und 

abgestimmt. Zukünftig wird sowohl eine Verbesserung der Zusammenarbeit mit 

den Städten im Rhein-Main-Gebiet als auch eine Intensivierung des Informati-

onsaustausches zwischen Lokalpolitik und Amt angestrebt. 

 

Insgesamt scheint der Eindruck zu bestehen, dass die kommunalen Strukturen 

durch den Ökonomisierungsdruck effizienter geworden sind. Monitoringansätze 

bieten dabei wichtige methodische und informative Grundlagen für die Neuaus-

richtung und strategische Steuerung von politisch-administrativem Handeln. Ob 

die damit einhergehende Systematisierung, Transparenz und Rationalisierung 

von Planungs- und Entscheidungsprozessen – wie gesagt - tatsächlich realisiert 

werden, hängt in hohem Maße von den jeweiligen Akteursgruppen, ihren Vorstel-

lungen und äußeren Rahmenbedingungen ab. 

 

M 

Ziel 
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 Administrative bzw. amtsspezifische Situation 

Herausforderungen an einen Informations- und Wissensdienstleister, wie es das 

Amt für Wahlen, Statistik und Stadtforschung darstellt, ergeben sich vor allem für 

die Informationsaufbereitung, die Informations- und Wissensdarstellung sowie 

ihre Verbreitung. Es gilt die neuen informations- und kommunikationstechnologi-

schen Möglichkeiten vermehrt zu nutzen. 

 

Schon heute werden statistische Grundinformationen und Untersuchungsergeb-

nisse zu aktuellen Fragestellungen im Intra- bzw. im Internet den verschiedenen 

Akteuren und der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Auch der Bereich Wahlen 

ist mit der Dokumentation der Ergebnisse zu den verschiedenen Wahlarten und 

Parlamentsebenen im Internet gut aufgestellt.  

 

In Anbetracht der Informationsflut und der begrenzten Aufnahmefähigkeit sind 

Bündelungs- und Komprimierungsmöglichkeiten anzustreben. Dies kann 

z. B. durch die Veranschaulichung mittels Grafiken und / oder thematischer Kar-

ten geschehen. Letztendlich geht es um die Verortung und Visualisierung von 

Sachinformationen in einem variablen, kleinteiligen Raumbezugssystem sowie 

um die Durchführung raumbezogener Analysen. 

 

Diesen Anforderungen an ein modernes statistisches Kommunal- und Regional-

informationssystem wird am ehesten ein „Geographisches Informationssystem“ 

(GIS) gerecht. 

 

 Geographische Informationssysteme bieten dem Anwender die Möglichkeit, 

mit Hilfe eines DV-gestützten Instrumentariums Sach- und Geometriedaten in 

ihren komplexen, logisch-inhaltlichen und räumlichen Zusammenhängen zu er-

fassen und zu verwalten. 

Dabei werden Sachda-

ten, die neben ihrer in-

haltlichen und zeitlichen 

Dimension auch eine 

räumliche in sich tragen, 

mit Geometriedaten ver-

knüpft. Letztere bilden 

den räumlichen Be-

zugspunkt und somit die 

Basis der Systeme. Hier-

zu eignen sich beson-

ders die amtlichen Lie-

Geodaten

Geometrie-
daten Sachdaten

GIS - Software

GIS - Hardware

Recherche, Analyse,   
graphische Aufbereitung

Liegenschafts-
kataster

Luftbilder 

 Frauen Deutsche Ausländer/-innen
  1)

abs. in % abs. in % abs. in %

  Mitte 21 473   10 758   50,1  14 966   69,7  6 507   30,3  

  Nordost 22 546   12 457   55,3  19 579   86,8  2 967   13,2  

  Südost 18 815   10 062   53,5  15 820   84,1  2 995   15,9  

  Rheingauv., Hollerborn 19 315   10 133   52,5  14 908   77,2  4 407   22,8  

  Klarenthal 9 958   5 443   54,7  8 503   85,4  1 455   14,6  

  Westend, Bleichstraße 16 328   8 202   50,2  11 309   69,3  5 019   30,7  

  Sonnenberg 7 955   4 310   54,2  7 301   91,8   654   8,2  

  Bierstadt 12 346   6 668   54,0  10 977   88,9  1 369   11,1  

  Erbenheim 9 232   4 776   51,7  7 549   81,8  1 683   18,2  

  Biebrich 36 728   19 351   52,7  28 819   78,5  7 909   21,5  

  Dotzheim 26 137   13 686   52,4  22 020   84,2  4 117   15,8  

  Rambach 2 274   1 179   51,8  2 122   93,3   152   6,7  

  Heßloch  726    366   50,4   695   95,7   31   4,3  

  Kloppenheim 2 273   1 166   51,3  2 146   94,4   127   5,6  

  Igstadt 2 152   1 111   51,6  2 053   95,4   99   4,6  

  Nordenstadt 8 039   4 129   51,4  7 196   89,5   843   10,5  

  Delkenheim 4 976   2 552   51,3  4 447   89,4   529   10,6  

  Schierstein 10 021   5 218   52,1  8 654   86,4  1 367   13,6  

  Frauenstein 2 354   1 208   51,3  2 253   95,7   101   4,3  

  Naurod 4 470   2 352   52,6  4 201   94,0   269   6,0  

  Auringen 3 286   1 717   52,3  3 117   94,9   169   5,1  

  Medenbach 2 567   1 302   50,7  2 378   92,6   189   7,4  

  Breckenheim 3 495   1 783   51,0  3 268   93,5   227   6,5  

  Amöneburg 1 431    726   50,7  1 035   72,3   396   27,7  

  Kastel 12 220   6 071   49,7  9 695   79,3  2 525   20,7  

  Kostheim 13 847   7 025   50,7  11 238   81,2  2 609   18,8  

  STADT WIESBADEN 274 964   143 751   52,3  226 249   82,3  48 715   17,7  

  A K K  2) 27 498   13 822   50,3  21 968   79,9  5 530   20,1  

1) Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit.     

2 ) Ortsbezirke Amöneburg, Kastel, Kostheim.

Quelle: Bestandsdatensatz "Einwohnerwesen", Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung

 Ortsbezirk Insgesamt

Aktuelle Kurzinformation aus der Wiesbadener Statistik
?   Bevölkerung in den Ortsbezirken am 31. Dezember 2006

1. Das Wiesbadener Monitoringsystem
Monitoringsystem als Element der 

Wiesbadener Integrationsbericht-

erstattung 

Das Wiesbadener Monitoringsystem zur Ausländerintegration 
ist Bestandteil des verabschiedeten Integrationskonzeptes der 
Stadt Wiesbaden (vgl. Beschluss Nr. 0046 der Stadtverordne-
tenversammlung vom 12.02.04).  
 

 Es verfolgt das Ziel,  
- den Stand des Integrationsprozesses,  
- eingetretene Wirkungen und  
- Veränderungen der Kontextbedingungen der Integrations- 

politik  
regelmäßig aufzuzeigen und zu überprüfen. 
 

Wiesbadener Verständnis von 

„Integration“ 

Die Wiesbadener Politik versteht unter Integration „den dauer-
haften Prozess der Eingliederung von Zuwanderern und Men-
schen mit Migrationshintergrund in die Aufnahmegesellschaft 
sowie die Angleichung ihrer Lebenslagen ohne Aufgabe der 
jeweils eigenen kulturellen Identität“ (vgl. Integrationskonzept 
2004).  
 
 
Sie gliedert den Integrationsprozess in vier Dimensionen: Dimensionen des Integrations-

prozesses - Strukturelle Integration  
(= Eingliederung der Migranten in Kerninstitutionen  
der Aufnahmegesellschaft) 

- Kul turelle Integration  
(= Spracherwerb und Entwicklung neuer kultureller Muster) 

- Soziale Integration 
(= Eingliederung in private Sphären der Aufnahmegesell-
schaft) sowie 

- Identifikatorische Integration  
(= Zugehörigkeitsgefühl). 

 
 Definition und Gliederung werden vom Monitoringsystem auf-

gegriffen und entsprechende Kennzahlen gebildet. Hiernach 
hat der Integrationsprozess in Wiesbaden folgenden Stand 
erreicht: 
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genschaftskataster  der Vermessungsämter, in denen alle Grundstücke und Ad-

ressen dokumentiert sind. 

 

Die Verknüpfung von Sach- und Geometriedaten zu so genannten Geodaten ge-

schieht auf verschiedenen Ebenen. Eine erste, noch punktuelle Zuordnung und 

Verdichtung von Informationen über Personen und Wohnungen ist mittels Stra-

ßenschlüssel und Hausnummer durchführbar. In Kombination mit weiteren Daten 

(Straßenbreite, Lärmbelästigung etc.) kann der Anwender lineare Informations-

träger in Form von Straßenabschnitten, Straßen und Straßenzügen generieren. 

Auf einer höheren Ebene der kleinräumigen Gliederung ist dies auch in einer flä-

chenhaften Ausdehnung möglich, deren Grenzen sich an städtischen Teilräumen 

wie Ortsbezirken, Planungsräumen, Wahlbezirken oder Baublöcken orientieren 

können. 
 
Geographische Informationssysteme verleihen statistischen Daten durch Her-

ausstellung ihres räumlichen Bezugs eine neue Dimension und einen höheren 

Informationswert. Die aggregierten Geodaten können bedarfsgerecht analysiert 

und recherchiert werden. Außerdem bietet ein GIS vielfältige Möglichkeiten, die 

Analysen kundenorientiert aufzubereiten und deren Ergebnisse graphisch an-

schaulich zu präsentieren. Statistische Sachverhalte können dabei gewisserma-

ßen „auf Knopfdruck“ visualisiert werden. 
 
Geographische Informationssysteme sind in der Lage, Fachdaten verschiedener 

Bereiche (z. B. Verwaltung, Bauleitplanung, Statistik, Umwelt) ämterübergreifend 

vorzuhalten und aktuelle passgenaue Abrufe maßgeblicher Daten und Informati-

onen zu gewährleisten. Damit kann ein GIS die Aufgabe erfüllen, kommunale 

Entscheidungsprozesse mit raumbezogenen Informationen zu unterstützen. 
 
Auch im Bereich der Organisation von Wahlen ist der Einzug neuer technologi-

scher Möglichkeiten nicht aufzuhalten. So werden einerseits Untersuchungen zu 

einem generellen  „Online-Voting“ angestellt, zum anderen technische Hilfsmit-

tel entwickelt, die den Wahlvorgang bzw. die Ergebnisermittlung beschleunigen 

können. Unterschiedliche elektronische Wahlgeräte sind auf dem Markt, deren 

Gebrauchswert es für die Wiesbadener Verhältnisse einzuschätzen gilt.  

 

Eines dieser Geräte stellt der so genannte  digitale Wahlstift 

dar. Es handelt sich dabei um einen Stift, der neben dem Ku-

gelschreiber eine kleine Kamera enthält, so dass der Stift mit 

Hilfe einer kaum sichtbaren Rasterung die Wahlentscheidung 

auf dem Stimmzettel erfasst und speichert. Die so aufgenom-

menen Daten werden im Wahllokal auf einen PC übertragen. 
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Die öffentliche Auszählung der anonymisiert gespeicherten Stimmen erfolgt mit 

Hilfe des Personalcomputers. Anders als bei sonstigen Wahlgeräten oder der 

Internetwahl bleiben weiterhin Stimmzettel als Papierbeleg zu Kontrollzwecken 

erhalten. Ein weiterer Vorteil des digitalen Stifts in Verbindung mit einem Perso-

nalcomputer ist die mögliche Vernetzung der Wahllokale. Damit könnte das Pa-

pierwählerverzeichnis durch ein Online geführtes Wählerverzeichnis abgelöst 

werden und die Wahlberechtigten hätten somit die Möglichkeit ohne Wahlschein 

in einem beliebigen Wahllokal ihres Wahlkreises zu wählen. 

 

 
Last but not least werden sich die zukünftigen (höheren) Anforderungen auch auf 

das Qualifikationsprofil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes auswir-

ken. Flexibilität ist angesagt, die Fachkompetenz muss hohen Qualitätsstandards 

entsprechen und bei der Anwendung von informationstechnischem wie methodi-

schem Knowhow sind innovative Ansätze gefragt. 

 

Zusammenfassend könnte der sich abzeichnende Weg, die strategische Ausrich-

tung der Geschäftsfelder des Amtes folgendermaßen umschrieben werden: 

► Von stadtforscherischen Einzelberichten zur strategischen Steuerungs- 

unterstützung. 

► Vom Informationsmanagement zu Management-Informationen. 

► Von Kundenbefragungen zur kommunalen Markt- und Beteiligungsforschung. 

► Von informationstechnischen Einzellösungen zu IT-Anwendungen  

im Verbund. 

Funktionsweise des digitalen Wahlstiftsystems 




